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Wie man uns 

die Zukunft 

nehmen will: 
nMan kann 


BRD-Präsident Frank-Walter Steinmeier 


Mit Bomben, Granaten und Raketen mag man ein Volk besiegen — aber 
nur mit dem Gift einer Gehirnwäsche und Umerziehung läßt es sich auf 
ewig knechten. Wie bei einem Kranken oder Süchtigen muß die Dosis 
immer und immer wieder verabreicht und von Zeit zu Zeit erhöht werden. 


Haltung, Moral und Anstand werden in ihr Gegenteil verkehrt und als Waf- 
fe gegen das eigene Volk eingesetzt. Es geht den Herrschenden nicht um 
»gebrochene Herzen«, es geht ihnen um die »immerwährende Schuld« 
der Deutschen und die damit verbundene Unfähigkeit, die Zukunft in die 
eigenen Hände zu nehmen. 


Wir brauchen starke, ungebrochene 
Herzen, um diese Zeit zu überstehen! 
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Das offene Wort 


Eine Nation trauert 


Im Gegensatz zu dem Land, 
das man angeblich nur »mit 
gebrochenem Herzen« lieben 
kann, zeigen die Franzosen, 
wie ein Volk, eine Nation mit 
ungebrochenem Herzen um 
die Opfer kulturfremder Mord- 
lust trauert. 


Ein gläubiger Islamist hatte 
gegen einen Lehrer zur »Fat- 
wa« aufgerufen, woraufhin 
ein anderer gläubiger Islamist 
diesen dann auf offener Stra- 
Be abschlachtete. 


Hundertausende Franzosen 
gingen auf die Straße und die 
Trauerfeier mit allen Staats- 
spitzen wurde in Form eines 
Staatsaktes zelebriert. 


In Dresden stach ein syrischer 
»Flüchtling« (neudeutsch 
»Schutzberechtigter«) auf 
zwei Passanten ein, einer 
starb, der andere überlebte 
schwer verletzt. 


Ein kurzes Rauschen im Blät- 
terwald und einige Phrasen 
des »Entsetzens«, des »Mit- 
gefühls« der etablierten Poli- 
tiker — das war alles. Mit kei- 
nem Wort bekannten sich die 
Verantwortlichen zu ihrer Mit- 
schuld an diesen und ande- 
ren Mordtaten durch den Ein- 
strom unzähliger Islamisten. 
Zu einer Staatstrauer wäre es 
wohl nur gekommen, wenn 
die Getöteten »Opfer rech- 
ter Gewalt« gewesen wären. 
Dann hätten wahrscheinlich 
Tausende mit Lichterketten 
demonstriert und neue Geset- 
ze und Verbote gefordert. 


Wer bei uns um die Opfer 
islamischer Messerstecher 
trauert und Konsequenzen 
fordert, macht sich verdäch- 
tig, die Taten »politisch zu 
instrumentalisieren« und wird 
gesellschaftlich als »rechts« 
geächtet. 


Ich trauere um Deutschland! 
Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Steinmeiers Büßerhemd 


Im Monat des Volkstrauertages 
werden wir Jahr für Jahr mit An- 
klagen und Schuldzuweisungen 
überschüttet, und die deutschen 
Opfer des dreißigjährigen Krie- 
ges gegen Deutschland werden 
dabei allzu oft als Täter herabge- 
würdigt. 

Nachdem der ehemalige Bun- 
despräsident Richard von Weiz- 
säcker alle verbalen Schleusen 
geöffnet hatte und die Deutschen 
zur Dankbarkeit für die Befreiung 
durch die westlichen Alliierten 
und ihre sowjetischen Verbünde- 
ten ermahnte, fühlt sich vor allem 
Frank-Walter Steinmeier bemü- 
Rigt, immer noch einen »draufzu- 
setzen«. 

In diesem Jahr, 75 Jahre nach 
Kriegsende, gab der amtieren- 
de Bundespräsident schon mal 
die Richtung für die offiziellen 
Gedenkreden am Volkstrauertag 
vor: 

Am 8. Mai 2020 in Berlin hielt 
Steinmeier anläßlich der deut- 
schen Kapitulation 1945 eine 
Rede, die die Zukunft unseres 
Volkes in Frage stellt: 


»Die deutsche Ge- 
schichte ist eine ge- 
hrochene Geschichte - 
mit der Verantwortung 
für millionenfachen 
Mord und millionenfa- 


ches Leid. Das hricht 
uns das Herz his heute. 
Deshalb: Man kann 
dieses Land nur mit 
gehrochenem Herzen 
lieben.« 


Und dann kommt Steinmeier zum 
Kern seines Anliegens, nämlich 
zur Schuld der Deutschen als 
Basis der speziellen deutschen 
Demokratie und der deutschen 
Nachkriegspolitik: 


SPIEGEL DER ZEIT 


"Wer das nicht erträgt, 
wer einen Schlußstrich 
fordert, der verdrängt 
nicht nur die Katastro- 
phe von Krieg und NS- 
Diktatur. Der entwertet 
auch all das Gute, das 
wir seither errungen 
haben - der verleugnet 
sogar den Wesenskern 
unserer Demokratie. 
L..] Es gibt kein Ende 
des Erinnerns. Es giht 
keine Erlösung von 
unserer Geschichte. 
Denn ohne Erinnerung 
verlieren wir unsere 
Zukunft. 


Man stelle sich vor, andere Prä- 
sidenten hielten eine Gedenkre- 
de und würden ihr »gebrochenes 
Herz« zum Vaterland offenbaren 
und von ihrem Volk eine ähn- 
liche seelische Gebrochenheit 
fordern?! Wahrscheinlich wür- 
den sie schon während der Rede 
ausgebuht und kurzfristig ihres 
Amtes enthoben. Nicht so unter 
dem Diktat der »Haltungs- und 
Erinnerungskultur« im heutigen 
Restdeutschland. 


Die »verbrecherische Vergan- 
genheit« soll auch für kommen- 
de Generationen dazu dienen, 
die Deutschen mit gebrochenem 
Herzen bis in alle Ewigkeit gefü- 
gig zu halten. 


ZUM NACHDENKEN: 


»Solange ein Faden 


an mir ist, will ich dem 
Vaterland dienen!« 


Otto von Bismarck im 
Abgeordnetenhaus am 4.2.1881 
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Wer so einen Präsidenten hat, ... 


„Man kann 
dieses Land 
nur mit 


Wer bisher dachte, die Rede zum 
8. Mai 2020 von Frank-Walter 
Steinmeier sei in ihrer Verwirrtheit 
nicht mehr zu steigern, wurde bei 
der Feier zum 30. Jahrestag der 
Wiedervereinigung Mittel- und 
Westdeutschlands am 3. Oktober 
2020 vom Gegenteil überzeugt. 


Abgesehen davon, daß die Rede 
ohne erkennbare innere Anteil- 
nahme von Steinmeier vom Blatt 
abgelesen wurde, enthielt sie hi- 
storische Verzerrungen und Un- 
richtigkeiten. So sagte er unter 
anderem: 


»Die nationale Einheit 1871 wur- 
de erzwungen, mit Eisen und Blut, 
nach Kriegen mit unseren Nach- 
barn, gestützt auf preußische 
Dominanz, auf Militarismus und 
Nationalismus. Ich selbst war erst 
vor wenigen Tagen im Militärhisto- 
rischen Museum der Bundeswehr 
in Dresden — ein große, eine gute 
Ausstellung — und von der Decke, 
in einer Ecke des Saales, hingen 
an langen Fäden zahllose Kinder- 
bücher aus jener Zeit. In ihnen, 
kleine Jungen, die kaum über die 
Tischkante gucken konnten, aber 
bereits stolz die Soldatenuniform 
tragen und begeistert die Kriegs- 
trommel schlagen. Diese Glorifi- 
zierung des militanten Nationa- 
lismus, diese Verherrlichung des 
Krieges, des Heldentodes, selbst 
von Kindesbeinen an, das war 
der unselige Geist der damaligen 


LINKE GEHIRNWÄSCHE 


Epoche. Es war ein kurzer Weg 
von der Gründung des Kaiserrei- 
ches bis zur Katastrophe des Er- 
sten Weltkrieges. |...] 


Wie grundsätzlich verschieden 
war 1871 von 1990. Mit eiserner 
Hand wurde im Kaiserreich auch 
nach innen durchregiert. Katho- 
liken, Sozialisten, Juden galten 
als "Reichsfeinde", wurden ver- 
folgt, ausgegrenzt, eingesperrt; 
Frauen von politischer Mitbestim- 
mung ausgeschlossen.« 


Abgesehen davon, daß es das 
Geheimnis seines Redenschrei- 
bers bleiben wird, die Vergleich- 
barkeit zwischen 1871 und 1990 
herzustellen, zeigt es doch, was 
man bezwecken will. 


Müssen wir uns fragen, ob wir 
im Geschichtsunterricht etwas 
mißverstanden oder verpaßt 
haben? 


Gab es 1871 etwa einen Bür- 
gerkrieg oder Volksaufstand, um 
die Reichsgründung zu »erzwin- 
gen«? Wurden Katholiken, Sozia- 
listen und Juden unter Bismarck 
als »Reichsfeinde« verfolgt und in 
Konzentrationslager gesteckt? 


Der historisch Ungebildete könnte 
dies vermuten und genau das soll 
auch erreicht werden. 


Verstehen kann man Steinmeiers 
Reden und Handeln nur, wenn 
man seine politischen Ursprünge 
kennt (siehe Kasten). 


Steinmeiers 
linke Studienjahre 


Als Studenten arbeiteten 
u.a. Frank-Walter Steinmei- 
er und Brigitte Zypries (Ju- 
stizministerin unter Schröder 
und Merkel) für die seit 1973 
bestehende linke Zeitschrift 
Demokratie und Recht, die 
nach damaligem Verständ- 
nis staatsgefährdend war 
und daher vom Verfassungs- 
schutz beobachtet wurde. 


Steinmeier forderte in einem 
Artikel dieses Blättchens 
unter anderem eine »Dis- 
kussion über eine linke Ver- 
fassungsinterpretation«. Das 
klingt ähnlich verklausuliert 
wie vieles, was er heute von 
sich gibt. Damit gelingt es ihm 
immer wieder, seine wahre 
Zielrichtung unter Nebelfor- 
mulierungen zu verschleiern. 


Anscheinend störte ihn auch 
die Tatsache nicht, daß die- 
se Zeitschrift von der DDR 
finanziert wurde. 1989, nach 
dem Zusammenbruch des 
kommunistischen Regimes, 
mußte der Verlag Konkurs 
anmelden. 


Merke: Wer in dieser Repu- 
blik eine politische oder medi- 
ale Karriere hinlegen möchte, 
muß linker Straßenkämpfer, 
Schreiber für eine kommuni- 
stische Zeitung oder Funktio- 
när der FDJ gewesen sein. 
Und die Mindestanforderung 
für eine Rolle im Zwangs- 
gebührenfernsehen ist eine 
Journalisten-Ausbildung an 
der Karl-Marx-Universität in 
Leipzig, wie sie Frau Maybrit 
Illner vorweisen kann. 


Denk ich an Deutschland 
in der Nacht ...! 
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Ein Totengräber des Abendlandes? 


Papst Franziskus ist ein Glücksfall 
für alle Globalisierer, Grünen und 
Traumtänzer mit ihrem falschen 
Menschenbild. In seiner jüngsten 
Enzyklika »Fratelli tutti« [»Alle 
Brüder«] vom 3.10.2020 mahnt 
Franziskus zur Geschwisterlich- 
keit und zu mehr Mitmenschlich- 
keit. 


Die Liebe zum Nächsten, egal 
wie weit dieser entfernt sein mag, 
steht im Mittelpunkt und prägt die 
gesamte Abhandlung in verschie- 
denen Variationen. Dies ist der 
Schafspelz, hinter dem sich die 
wahren Motive verstecken. 


Bereits in den einleitenden Sät- 
zen wird deutlich, gegen wen sich 
die Kritik richtet: 


»Verbohrte, übertriebene, wüten- 
de und aggressive Nationalismen 
leben wieder auf. In verschiede- 
nen Ländern geht eine von ge- 
wissen Ideologien durchdrungene 
Idee des Volkes und der Nation 
mit neuen Formen des Egoismus 
und des Verlusts des Sozialemp- 
findens einher, die hinter einer 
vermeintlichen Verteidigung der 
nationalen Interessen versteckt 
werden.« 


Vielleicht ist dem Papst entgan- 
gen, daß Nationalstaat und sozi- 
ale Verantwortung dem Einzelnen 
gegenüber sich nicht ausschlie- 
ßen, sondern sich im Gegenteil 
bedingen. 


Nach dieser Tirade schlägt er 
mit der Moral-Keule gnadenlos 
zu und will uns ein permanent 
schlechtes Gewissen bescheren: 


»Teile der Menschheit scheinen 
geopfert werden zu können zu- 
gunsten einer bevorzugten Be- 
völkerungsgruppe, die für würdig 
gehalten wird, ein Leben ohne 
Einschränkungen zu führen.« 


Langsam aber zielstrebig nähert 
sich der Text dann dem eigentli- 
chen Anliegen: 

»Von Neuem erscheint die Versu- 


chung, eine Kultur der Mauern zu 
errichten, Mauern hochzuziehen, 


Mauern im Herzen, Mauern auf 
der Erde, um diese Begegnung 
mit anderen Kulturen, mit ande- 
ren Menschen zu verhindern. Und 
wer eine Mauer errichtet, wer eine 
Mauer baut, wird am Ende zum 
Sklaven innerhalb der Mauern, 
die er errichtet hat, ohne Horizon- 
te. Weil ihm dieses Anderssein 
fehlt.« 


Fehlt nur noch die Androhung der 
ewigen Verdammnis für alle die, 
die nicht umgehend die Grenzen 
für alle Mühseligen und Belade- 
nen Öffnen. Und so geht es weiter 
im Text: 


»Sowohl in einigen populistischen 
politischen Regimen als auch in 
liberalen wirtschaftlichen Kreisen 
vertritt man die Ansicht, daß man 
die Ankunft von Migranten um je- 
den Preis vermeiden müsse«. 


Dann wird es konkret: 


»[...] es müßte eine größere Zahl 
von Visa ausgestellt werden und 
die Antragsverfahren müßten ver- 
einfacht werden; es wären private 
und gemeinschaftliche Hilfspro- 
gramme ins Leben zu rufen; für 
die am stärksten gefährdeten 
Flüchtlinge müßten humanitäre 
Korridore eingerichtet werden; 
angemessene und ordentliche 
Unterkünfte müßten zur Verfü- 
gung stehen; die persönliche 
Sicherheit und der Zugang zu 
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grundlegenden Dienstleistungen 
muß gewährleistet sein, ebenso 
eine angemessene konsularische 
Betreuung und das Recht, jeder- 
zeit persönliche Ausweispapiere 
mit sich führen zu dürfen, ein un- 
eingeschränkter Zugang zur Ju- 
stiz, die Möglichkeit der Eröffnung 
von Bankkonten und die Gewähr- 
leistung aller für den Lebens- 
unterhalt notwendigen Dinge; 
Bewegungsfreiheit und die Mög- 
lichkeit einer Arbeit nachzugehen; 
Minderjährigen ist Schutz und ein 
geregelter Zugang zur Bildung zu 
gewähren; für sie sind auch Pro- 
gramme vorübergehender Obhut 
und Unterbringung wichtig; Re- 
ligionsfreiheit ist zu garantieren; 
soziale Integration zu fördern; die 
Familienzusammenführung zu 
unterstützen und Gruppierungen 
vor Ort sollten auf Integrations- 
prozesse vorbereitet werden.“ 


Für Migranten aus aller Welt, die 
nach Europa wollen (oder sol- 
len?) ist etwas dabei, nur nicht für 
die Europäer selbst. 


Wir werden es in den nächsten 
Jahren von den Bessermenschen 
aller Art zu hören bekommen: 
»Auch der Papst will, daß wir noch 
mehr Migranten aufnehmen!«. 
Dann »Gute Nacht«, Europa 
- dann »Gute Nacht«, Abend- 
land! 


OFFENE GRENZEN FÜR ALLE WELT? 
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Ein Parlament kastriert sich selbst 


Deutscher Bundestag 
19. Wahlperiode 


Drucksache 19/23183 


07.10.2020 


Beschlussempfehlung und Bericht 


des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Gottfried Curio, Dr. Bernd Baumann, 
Jochen Haug, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 


— Drucksache 19/16488 — 


Finanzielle Lasten der Migrationspolitik umfassend offenlegen 


A. Problem 


Die direkten und indirekten Kosten der sogenannten Flüchtlingsmigration werden 
nach Ansicht der antragstellenden Fraktion nicht umfassend genug dargestellt. 
Dieser Missstand soll zukünftig mit einem entsprechenden jährlichen Bericht be- 


hoben werden. 


B. Lösung 


Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, 
FDP, DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 


Fraktion der AfD. 


C. Alternativen 


Annahme des Antrags 


D. Kosten 


Kosten wurden nicht erörtert. 


Wenn es noch eines Beweises 
bedurft hätte, daß im Deut- 
schen Bundestag ein Schwei- 
gekartell besteht, dann wurde 
er jetzt erbracht! 


Sobald es um die Kosten von 
»Flüchtlingen«, »Geflüchteten«, 
»Schutzbedürftigen«, »Gedul- 
deten« oder ganz einfach von 
Migranten geht, die sich ein bes- 
seres Leben als in ihrer Heimat 
erhoffen, fällt der Vorhang. 


Man könnte fast glauben, den 
meisten Parlamentariern sei 
»von oben« eine Schweigepflicht 
auferlegt worden. Aktuelles Bei- 
spiel: 

Am 14.1.2020 brachte die 
AfD-Fraktion im Bundestag ei- 
nen Antrag ein: »Finanzielle 


Lasten der Migrationspolitik 
umfassend offenlegen«. 


In diesem Antrag wurde die Re- 
gierung auffordert, die Kosten 
der Migrationspolitik einmal im 
Jahr umfassend offenzulegen. In 
dem Antrag heißt es unter ande- 
rem: 


»Die Probleme bei der ge- 
nauen Kostenerfassung sind 
zunächst in der föderalen 
Struktur der Bundesrepublik 
Deutschland und der geteilten 
Zuständigkeit der Kommunen, 
Länder und des Bundes bei 
der Versorgung dieser Migran- 
ten begründet. Des Weite- 
ren stecken viele Kosten, die 
durch diese Personengruppe 
anfallen, in Haushaltstiteln, 
die nicht speziell dieser Migra- 


tion zugeordnet sind. Schließ- 
lich sind andere Kosten weder 
in den Haushaltsplänen des 
Bundes noch der Länder und 
Kommunen hinreichend voll- 
ständig abgebildet.« 


Es sollte ein legitimes Recht al- 
ler Abgeordneten sein, über die 
immensen Kosten, die dem deut- 
schen Steuerzahler durch die 
Migration entstehen, informiert 
zu werden. Eine Gesamtsumme 
einschließlich aller Ausgaben 
des Bundes, der Bundesländer 
und der Kommunen fehlt nämlich 
bisher. (Wohlweislich?) 


Also ist es nur folgerichtig, wenn 
die AfD-Fraktion in ihrer Anfrage 
die einzelnen Positionen auflistet 
und unter Punkt 5 fordert, »für 
größtmögliche Transparenz 
die anfallenden Kosten in die- 
sem Bericht aufzuschlüsseln 
insbesondere nach Leistun- 
gen: 


a) für die Erstellung bzw. das 
Betreiben von Aufnahme- 
einrichtungen und Gemein- 
schaftsunterkünften sowie für 
deren Instandhaltung, Sanie- 
rung (z.B. Sanierung von Turn- 
hallen nach ihrem Betrieb als 
Unterkünfte) bzw. Rückbau; 


b) nach dem AsylbLG, nach 
dem SGB Il sowie nach dem 
SGB XII, insbesondere für Un- 
terkunft, Heizung und Verpfle- 
gung sowie zur Deckung des 
soziokulturellen Existenzmini- 
mums; 


c) inder kommunalen Jugend- 
hilfe bzw. bei den Jugendäm- 
tern, z.B. für die Betreuung 
von unbegleiteten minder- 
jährigen Flüchtlingen, aufge- 
schlüsselt nach ihrem Alter 
mit expliziter Berücksichti- 
gung auch der Anzahl der voll- 
jährigen jungen Erwachsenen 
unter den Betreuten; 


d) in der allgemeinen öÖffentli- 
chen Verwaltung, wie z.B. Per- 
sonalaufwuchs, Anschaffung 


WISSEN KÖNNTE SCHADEN! 


UN 11/2020 - Seite 6 


von neuen Geräten bzw. Ma- 
terial, beispielsweise bei den 
Sozialbehörden oder dem öf- 
fentlichen Gesundheitsdienst, 
z.B. für die Erstuntersuchung 
von Zuwanderern; 


e) nach den tatsächlich bei 
den gesetzlichen Krankenver- 
sicherungen anfallenden Kos- 
ten; 


f) nach den Kosten für Sani- 
täts- und medizinische Diens- 
te in den Aufnahmeeinrichtun- 
gen bzw. den Gesundheitskos- 
ten für Leistungen, die gemäß 
dem Asylbewerberleistungs- 
gesetz erbracht werden; 


g) im Bereich der öffentli- 
chen Ordnung und Sicherheit, 
bei der Bundespolizei, beim 
Bundeskriminalamt und beim 
Bundesamt für Verfassungs- 
schutz, bei den Länderpolizei- 
en sowie bei der Feuerwehr; 


h) im Justizwesen, z.B. durch 
Klagen im Rahmen der Asyl- 
verfahren wie Prozeßkosten 
und zusätzlich nötig werdende 
Richterstellen, durch Strafver- 
folgung sowie Strafvollzug in 
den Justizvollzugsanstalten, 
beispielsweise wegen Perso- 
nalaufwuchs oder der Erweite- 
rung von Räumlichkeiten; 


i) für  Beratungsleistungen 
für Zuwanderer, insbesondere 
Sozialberatungen durch Wohl- 
fahrtsverbände; 


J) für Kinderbetreuung, im 


Bildungs- und Schulwesen 
und deren Ausbau; 

k) für Dolmetscher und 
Sprachkurse; 


I) für weitere Integrations- 
maßnahmen, z.B. für Projekte, 
die die Akzeptanz der Migrati- 
on bei der einheimischen Be- 
völkerung erhöhen sollen; 


m) für staatlich finanzierte Ar- 
beitsförderungs- und Quali- 
fizierungsmaßnahmen, damit 
Zuwanderer auf dem Arbeits- 
markt besser vermittelt wer- 
den können; 
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Bundeskanzler Helmut Schmidt 


auf der Tagung der Theodor-Heuss-Stiftung in Tutzing, 1978 


n) für andere Infrastruk- 
tur-Maßnahmen (mit einwoh- 
nerzahlabhängigen Kosten), 
wie im Verkehrs- und Woh- 
nungswesen, in der Raumpla- 
nung oder Abfallwirtschaft; 


o) für erfolgreiche bzw. ge- 
scheiterte Rückführungen.« 


Wer nun glaubt, daß auch die 
Abgeordneten der anderen 
Parteien ein Interesse daran 
haben müßten, von der Bun- 
desregierung über diese Kos- 
ten informiert zu werden, sieht 
sich getäuscht. 


Erst einmal passierte gar nichts 
— nach alter Merkel-Sitte wurde 
versucht, das brisante Thema 
auszusitzen. 


Bis zum 7.10.2020 (9 Monate!) 
beschäftigte sich der zuständige 
Haushaltsausschuß mit dem An- 
trag und empfahl die »Ablehnung 
des Antrags mit den Stimmen 
der Fraktionen CDU/CSU, SPD, 
FDP, DIE LINKE. und BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktion der AfD.« 


Nur noch einmal 
zum Verständnis: 


Die Mehrheit der gewählten 
Abgeordneten der Blockpar- 


teien ruft im Haushaltsaus- 
schuß ihre Fraktionen im Par- 
lament auf, gegen die Kosten- 
transparenz von eingesetzten 
Steuermilliarden zu stimmen! 


Und so kam es, wie nicht anders 
zu erwarten, zur Selbstkastrie- 
rung des Deutschen Bundesta- 
ges: 


Von 566 abgegebenen Stimmen, 
votierten am 9.10.2020 493 für 
die Ablehnung des Antrages. Nur 
73 Abgeordnete, darunter ein 
CDU-Mitglied, wollten in Zukunft 
von der Bundesregierung dar- 
über informiert werden, wieviel 
Milliarden Euro den deutschen 
Steuerzahler die Migration pro 
Jahr kostet. Eine Summe, die 
wir nach dem Willen der frei ge- 
wählten und nur ihrem Gewissen 
verpflichteten Abgeordneten also 
nicht erfahren werden. 


So sind wir weiter auf Vermu- 
tungen angewiesen und liegen 
mit geschätzten Gesamtkos- 
ten von 50 Milliarden Euro pro 
Jahr sicher nicht zu hoch! 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


NACHBETELLEN UND WEITERGEBEN! 
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Corona-Diktatur - nicht mit uns! 


Immer mehr Ärzte lehnen sich 
gegen die teilweise unsinnigen 
»Corona«-Verordnungen von 
Bundes- und Länderregierun- 
gen und Verwaltungsbehörden 
auf, die ohne jede Beteiligung 
oder Zustimmung der Parla- 
mente beschlossen werden. 


In einem offenen Brief an die 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
weisen eine Anzahl von Ärzten 
auf die verheerenden Folgen der 
»Corona«-Einschränkungen für 
die Bevölkerung hin. In einer Zeit, 
in der abweichende Meinungen 
mit wirtschaftlicher und sozialer 
Ächtung bestraft werden, ist der 
Mut dieser Ärzte bemerkenswert 
— in lobenswerter Wiese fühlen 
sie sich ihrem Hippokratischen 
Eid mehr verpflichtet als dem 
Wunsch, einer nicht legitimierten 
Obrigkeit wohlzugefallen. 


Ein Aufruf 


aus der Ärzteschaft 


Hier der Text eines Offenen Brie- 
fes an die Bundeskanzlerin vom 
14.9.2020, unterzeichnet von 39 
Ärzten. 


STOPPT den Patsch 
des Merkel-Reg 
- en unser Grund 


»Sehr geehrte Frau Bundes- 
kanzlerin Dr. Merkel, 


wir, die Unterzeichner, sind Ärz- 
tinnen und Ärzte aus allen Berei- 
chen des Gesundheitswesens, 
die über Jahrzehnte Menschen 
in Praxen und Kliniken betreuen. 
In dieser Zeit haben wir mehr als 
ein saisonales Infektionsgesche- 
hen in Deutschland miterlebt, die 
meisten mit weitaus schwerwie- 
genderen Erkrankungen und we- 
sentlich mehr Todesfällen als seit 
Januar 2020 durch die COVID- 
Infektionserkrankungen. 


Wir betreuen zusammen ca. 
70.000 Menschen. 


Die Umstände der Corona-Infek- 
tionswelle in der BRD haben wir 
anders wahrgenommen, als dies 
der Bevölkerung seit Monaten in 
dramatisierender Weise durch 
die Medien und die fortwähren- 
den, von der Sachlage her nicht 
gerechtfertigten Warnungen der 
Politik dargestellt wurde. Pro- 
gnosen einzelner beratender Vi- 
rologen mit Millionen schwer Er- 
krankten und hunderttausenden 
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Toten in Deutschland haben sich 
in keinster Weise bewahrheitet. 


In den Praxen waren kaum infi- 
zierte Patienten und wenn, dann 
mit normalen, meist milden Ver- 
läufen einer Virusgrippe. Die 
Krankenhäuser waren so leer 
wie noch nie zuvor. Es gab keine 
Überlastungen von Intensivsta- 
tionen. Ärztinnen, Ärzte und Pfle- 
gepersonal wurden in Kurzarbeit 
geschickt. 


Auch wir haben anfänglich die 
auf uns zulaufende Viruswelle als 
bedrohlich empfunden und konn- 
ten Verständnis für die Infekti- 


Dr. Robert Kluger, Erstunter- 
zeichner des Offenen Briefes 


GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN 
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"Heute ist das 
korrekte Beiol- 
gen der Gorona- 
Regularien nicht 
weniger als ein 
Vollzeitjoh, für 
den es ein ab- 


Christoph Prantner, 
NZZ, 10.10.2020 


onsschutzmaßnahmen aufbrin- 
gen. Mittlerwelle liegen jedoch 
über Monate hinweg gesicherte 
Erkenntnisse und Fakten dafür 
vor, daß diese Viruswelle nur et- 
was intensiver als eine gewöhn- 
liche saisonale Grippe ist und 
wesentlich harmloser als z.B. die 
Influenza-Infektion 2017/2018 mit 
27.000 Todesfällen in Deutsch- 
land eingestuft werden muß. 
Entsprechend der Datenlage 
liegt seit Monaten keine Bedro- 
hung der deutschen Bevölkerung 
durch Covid-19 mehr vor. 


Dies muß Anlaß dafür sein, in 
Deutschland wieder zu einem 
normalen Leben zurückzukehren 
— ein Leben ohne Einschränkun- 
gen, Angst und Infektionshyste- 
rie. 

Wir sehen zunehmend ältere 
Menschen mit Depressionen, 
kleine Kinder und Jugendliche 
mit gravierenden Angst- und 
Verhaltensstörungen, Menschen 
mit schweren Erkrankungen, 
die bei rechtzeitiger Behandlung 
hätten möglicherweise geheilt 
werden können. Wir bemerken 
Störungen im zwischenmensch- 
lichen Miteinander, Hysterie und 


www.un-nachrichten.de 


Aggressionen, ausgelöst durch 
Infektionsangst, es kommt ver- 
mehrt zu Verunglimpfungen und 
Denunziationen von "positiven 
Abstrichopfern" — all dies führt 
zu einer noch nie dagewesenen 
Spannung und Spaltung der Be- 
völkerung. 


Die Entwicklung zusätzlicher 
schwerer chronischer Krankhei- 
ten ist absehbar. Diese Erkran- 
kungen mit ihren schweren Fol- 
gen werden voraussichtlich die 
möglichen Covid-19-Schäden in 
der BRD bei weitem übertreffen. 


Die Unterzeichner fordern daher 
die Verantwortlichen im Gesund- 
heitswesen und der Politik auf, 
ihrer Verantwortung für die Men- 
schen unseres Landes nachzu- 
kommen und diese bedrohliche 
Entwicklung unmittelbar abzu- 
wenden. Wir fordern eine soforti- 
ge Aufarbeitung der vorliegenden 
Daten durch ein unabhängiges 
Gremium aus Experten aller re- 
levanten Fachgruppen und eine 
zeitnahe Umsetzung der sich 
daraus ergebenden Konsequen- 
zen für die Menschen unseres 
Landes. 


Wir fordern ineffektive und mög- 
licherweise sogar schädliche 
Infektionsschutzmaßnahmen 
sofort zu beenden und die Sinn- 
haftigkeit von Massentesten 
(z.Zt. 1,1 Millionen Tests/Woche, 
davon 99,3% negativ, Kosten 
pro Woche: 82,5 Millionen Euro) 
ebenfalls durch ein Gremium un- 
abhängiger Experten prüfen zu 
lassen. 


Wir fordern, den Schutz von Ri- 
sikopatienten und nur von diesen 
zu intensivieren, bei denen jeder 
Virusinfekt einen dramatischen 
Verlauf nehmen kann — die ge- 
sunde, immunkompetente Bevöl- 
kerung benötigt keinen Schutz, 
der über die seit Generationen 
bekannten und bewährten all- 
gemeinen Maßnahmen zur Hy- 
giene und Gesunderhaltung hin- 
ausgeht. Besonders Kinder und 
Jugendliche benötigen Kontakte 
mit Viren zur "Formatierung" ih- 
res Immunsystems. Coronaviren 


UN - Postfach 10 17 06 : D-46017 Oberhausen 


hat es schon immer gegeben und 
wird es auch weiterhin geben. 
Natürliche Immunität ist die Waffe 
dagegen. Die von der Politik ge- 
forderte Mund-Nase-Bedeckung 
entbehrt hingegen einer soliden 
wissenschaftlichen Grundlage. 


Wir fordern Politiker und ärzt- 
liche Standesvertreter auf, die 
tägliche Öffentliche Warn- und 
Angstmaschinerie in Presse und 
Talkshows zu unterlassen — dies 
erzeugt eine tiefe und unbegrün- 
dete Angst in der Bevölkerung 


Der Bundestag hat gem. § 5 IfSG 
eine "Epidemische Lage von na- 
tionaler Tragweite" festgestellt. 
Die Voraussetzungen hierfür 
liegen ganz offensichtlich nicht 
mehr vor. 


Wir fordern die Abgeordneten 
des Bundestages daher auf, die- 
se Feststellung umgehend auf- 
zuheben und damit die Entschei- 
dung und Verantwortung für dies- 
bezügliche Maßnahmen wieder 
dorthin zu verlagern, wohin sie 
gehören: In die Hand des demo- 
kratisch legitimierten Parlaments. 


Wenn es eine unabhängige freie 
Presse in Deutschland gibt, for- 
dern wir diese auf, in alle Richtun- 
gen zu recherchieren und auch 
kritische Stimmen zuzulassen. 
Eine Meinungsbildung kann nur 
stattfinden, wenn alle Stimmen 
wertfrei gehört und Zahlen und 
Fakten neutral bewertet werden. 


Durch täglichen Kontakt mit den 
uns anvertrauten Menschen und 
vielen geführten Gesprächen 
wissen wir als an der Basis der 
Bevölkerung tätige Ärztinnen und 
Ärzte, daß das Hygienebewußt- 
sein der Menschen durch die Er- 
fahrung dieser Viruswelle soweit 
gewachsen ist, daß übliche Hy- 
gienemaßnahmen ohne Zwang 
zukünftig ausreichen.« 


Sie wollen einzelne Seiten 
der UN als Farbkopie 
weitergeben? Ihre 


Bestellung erledigen wir 
umgehend, Anruf genügt: 
0208-840132 


NOTVERORDNUNGEN OHNE NOT? 
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Zum Volkstrauertag 


In einer Zeit, in der alle Werte, 
Traditionen, unsere Sitten und 
Gebräuche nicht nur in Frage ge- 
stellt, sondern in einer blindwü- 
tigen Haßorgie zerstört werden 
sollen, ist es umso wichtiger, an 
einem Tag wie dem Volktrauer- 
tag, innezuhalten, der Frauen, 
Kinder und Männer zu gedenken, 
die durch Granaten, Bomben und 
Feuer ihr Leben ließen. 


Gerade jetzt, wo der Volkstrauer- 
tag immer mehr zu einer rituali- 
sierten Schuld- und Büßerver- 
anstaltung verkommen ist, sind 
unsere Gedanken bei den Gefal- 
lenen, Verstümmelten, Vertriebe- 
nen und Geschändeten. 


Bundesweit werden Grabsteine 
und Denkmäler vom linken Mob 
beschmiert oder zerstört — doch 
ist dies für Politiker und Medien 
selten eine Meldung wert. 


Der Einsatz vieler tausend unbe- 
kannter Patrioten, die sich im In- 
und Ausland um die Gräber der 
gefallenen deutschen Soldaten 
kümmern, verdient unser aller 
Hochachtung! 


Der »Verein Gedächtnisstätte« 
in Guthmannshausen, der es 
sich zur Aufgabe gemacht hat, 
an das Leid der vielen Millio- 


nen Zivilisten zu erinnern (siehe 
Foto), soll hier stellvertretend für 
die Erinnerungskultur stehen, die 
doch noch mehr in unserem Volk 
verwurzelt ist, als es die Merkels, 
Habecks und Lindners wahrha- 
ben wollen. 


Hier ein Auszug aus dem Anlie- 
gen des Vereins: 


»Eine Ära 
des Verschweigens« 


»Für die Toten, Geschundenen 
und Geplagten der jüngeren 
Geschichte unseres Volkes ist 
ein würdiges Denkmal mitten in 
Deutschland errichtet worden. 


Wir gedenken hier dem Leid der 
Frauen, Kinder und Greise sowie 
aller unserer wehr- und waffen- 
losen Landsleute, die im Laufe 
des Zweiten Weltkrieges und 
in der Not danach ihre Lieben, 
Nächsten, Heimat, Hab und Gut, 
Gesundheit und Leben verloren 
haben. Es sind Ihrer Millionen, 
deren Grab man nie fand, weil 
sie unter Hilfeschreien in der 
kalten Ostsee ertranken, verge- 
waltigt und erschlagen irgendwo 
am Straßenrand liegen blieben, 
namenlos in den Feuerstürmen 
der Bombennächte zu Asche 


verbrannten oder verhungert und 
zu Tode gequält in bis heute un- 
bekannten Massengräbern ver- 
scharrt wurden. 


Diese entsetzlichen, oft anony- 
men, also vom nachvollziehba- 
ren, persönlich zu betrauernden 
Einzelschicksal getrennten Flu- 
ten unvorstellbarer Leiden, bren- 
nen in den Herzen der angehö- 
rigen Hinterbliebenen und — oft 
unbewußt — kollektiv in der deut- 
schen Volksseele. Die millionen- 
fach dem Körper und der Seele 
entäußerten Gefühle der Be- 
klagten, wie die des Hungerns, 
Frierens, Fronens, Fliehens und 
Fürchtens, der Entehrung, der 
Verlassenheit, der Todesangst 
und Todesqual schweben wie 
ein Damoklesschwert über den 
Häuptern der Lebenden. 


In einer Ära des Verschweigens 
und Verblendens der Ereignisse 
wird der Erlebnisgeneration der 
heilende Zugang über das Herz- 
gefühl und den Nachgeborenen 
die Läuterung durch die tätige 
Ehrung der Eltern und Großeltern 
verwehrt. Das ist eine psycholo- 
gische Katastrophe, die ihresglei- 
chen sucht!« 


Wo Staat und »Gesellschaft« 
versagen, istes an uns, die Er- 
innerungskultur zu pflegen! 


Martin Voigt 


GEGEN DAS VERGESSEN 


UN 11/2020 : Seite 10 


www.un-nachrichten.de 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


Familienbande, wohin man schaut 


Bild nur in 
der gedruck- 


ten Ausgabe 
verfügbar 


Kennen Sie 
Christine Strobl? 


»Den Namen habe ich schon 
irgendwo gehört oder gelesen, 
aber wer ist das?« 


Frau Strobl wird die neue Pro- 
grammdirektorin der ARD - eine 
herausragende Position inner- 
halb des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks, die nicht nur mit 
Macht, sondern auch mit hohen 
Bezügen verbunden ist. 


Sollten Sie jetzt fragen, was uns 
an Frau Strobl stört, kennen Sie 


offenbar nicht die Netzwerke, die 
Politik und Medien verbinden: 


Frau Strobl ist die Tochter des 
Bundestagspräsidenten Wolf- 
gang Schäuble (CDU) und die 
Ehefrau von Thomas Strobl 
(CDU), Innenminister und stell- 
vertretender Ministerpräsidenten 
von Baden-Württemberg. 


Wie heißt es im schönen 
Schwabenländle? »Das hat so 
ein Gschmäckle«. 


Aber auch der Ehemann von 
Bundesminister Jens Spahn, 
Daniel Funke, gehört als Leiter 
des Berliner Hauptstadtbüros 
von Hubert Burda Media und als 
dessen Chef-Lobbyist in Berlin 
nicht zu den Geringverdienern. 
Schwer vorstellbar, daß sich der 
Jens und der Daniel nicht beim 
Abendessen mit Kerzenschein 
und einem Gläschen Rotwein 
über ihre Tätigkeiten und den Ta- 
gesablauf austauschen und das 
ein oder andere sinnvoll koordi- 
nieren. 


Ähnlich wird es Frau Katrin Gö- 
ring-Eckart von den Grünen mit 


ihrem Lebensgefährten, dem 
Herrn Thies Gundlach, gehen. 
Während sie im Bundestag eine 
flammende Rede über die Not- 
wendigkeit des Zuzuges von 
Migranten über das Mittelmeer 
hält, organisiert er im Namen 
der evangelischen Kirche den 
Transport. Als einer der Vizeprä- 
sidenten der EKD in Deutschland 
und Leiter der »Hauptabteilung 
Il« (klingt nach Zentralkomitee) 
zuständig für »Kirchliche Hand- 
lungsfelder und Bildung« war 
er maßgeblich am »Reformpro- 
zeß« der evangelischen Kirche 
beteiligt. Außerdem übernahm 
er Ende 2019 den Vorsitz des 
Vereins »Gemeinsam retten«, 
der als Träger der evangeli- 
schen Initiative das Seenot- 
rettungsschiff »Sea-Watch 4« ins 
Mittelmeer entsandt hat. 


So schließen sich die Kreise, bei 
der Christine, dem Jens, der Ka- 
trin und noch bei vielen anderen, 
von denen der vom Zwangsge- 
bühren-Fernsehen verdummte 
Bundesbürger nichts ahnt. 


L sebe [Leser gAHZ [JIN AÉ: 


Wir halten es mit den preußischen Tugenden! 


Fleißig, pflichtbewußt, zuverlässig, sparsam, 
ehrlich und tolerant. Das waren die legendären 
preußischen Tugenden, nach denen sich der 
preußische König Friedrich II. als »erster Die- 
ner seines Staates« verstand. Als 1740 die Frage 
anstand, ob die katholischen Schulen im mehr- 


heitlich protestantischen Preußen abgeschafft 
werden sollten, lehnte er das ab und notierte 
»hier mus ein jeder nach seiner Fasson Selich 
werden«. 


Nach diesem preußischen Grundsatz haben wir 
uns gefragt und überlegt, ob wir die Papstkri- 
tik auf Seite 4 dieser UN veröffentlichen wol- 
len. Kirchen-, Glaubens- und Religionsfragen 
sind für uns gemeinhin kein Thema, da sie die 
Gemeinschaft des Volkes nur spalten. Volks- 


bewußte Menschen gibt es bei Gläubigen und 
Ungläubigen. Wenn das Oberhaupt der katho- 
lischen Kirche aber den Politikern, die für das 
Wohl und Wehe des Volkes einzutreten haben, 
Vorgaben für eine Migrationspolitik machen 
will, die gegen diese Verpflichtung verstoßen, 
mischt er sich unzulässig in die Entscheidungs- 
findung der frei gewählten Volksvertreter ein. 


Gleiches gilt für die evangelische Kirche, die 
sich von den Schlepperbanden im Mittelmeer 
mißbrauchen läßt. 


Kein Wunder, daß sich bei diesem »Bodenper- 
sonal« immer mehr Menschen trotz ihres Glau- 
bens von den Kirchen abwenden. 


Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Ein sprachpolizeilicher Leitfaden 


Wer ein Volk beherrschen will, 
muß zuerst die Sprache be- 
herrschen. 


Während Konservative (das sind 
die, die nicht Asche, sondern Glut 
bewahren wollen) sich noch über 
den Sprachwahnsinn in unserem 
Land lustig machen, schaffen die 
Kulturzerstörer Fakten. So ge- 
schehen im rotrotgrünen Berlin. 
Wen wundert es noch? 


Nach Gendersternchen, Eltern- 
teil eins und Elternteil zwei (statt 
Mutter und Vater). Schaumküs- 
sen und »PoC« (People of Color) 
wird nun die Behördensprache 
gesäubert und die Sprachschrau- 
be noch einmal fester angezo- 
gen. 


Der Berliner Senat hat für die Mit- 
arbeiter der Verwaltungsbehör- 
den einen 44-seitigen Leitfaden 
für die »richtige« Sprache her- 
ausgegeben. Mitarbeiter der Ver- 
waltung haben »sich bewußt für 
eine diversitysensible Sprache 
zu entscheiden«. 


»Asylbewerber« wird durch 
»Asylsuchende« oder »Schutz- 
berechtigte« ersetzt - man mer- 


SEPA-Lastschriftmandat 


Anlage 2 


Vielfalt zum Ausdruck 
bringen! 


Ein Leitfaden für Mitarbeitende der Berliner 
Verwaltung 


— www.£fk-un.de/112011 


ke den feinen Unterschied: Nun 
sind es alles »Berechtigte«. 


Aus »Ausländern« werden 
»Einwohnende ohne deutsche 
Staatsbürgerschaft«, Menschen 
mit Migrationshintergrund heißen 
jetzt »Menschen mit internationa- 
ler Geschichte«. 


Schwarze Menschen hätten ge- 
nerell »Rassismuserfahrungen 
gemacht« und daher wird das 
»"s" in Schwarz groß geschrie- 
ben«, da es nichts mit der Haut- 
farbe zu tun haben soll/darf. »Be- 
griffe oder Zuschreibungen wie 
"Farbige" oder "Dunkelhäutige" 
werden aufgrund ihrer koloniali- 
stischen und diskriminierenden 
Bedeutungen abgelehnt.« Es 
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wird auch nicht mehr »schwarz- 
gefahren« oder »angeschwärzt«. 


In diesem Stil geht es munter 
weiter. Verstöße gegen diese 
Sprachregelung sollen vermie- 
den oder gemeldet werden. Der 
Irrsinn kennt keine Grenzen -— 
doch er hat Methode! 


Wer nicht nur »die Lufthoheit 
über die Kinderbetten erobern« 
will (so Olaf Scholz 2002 als 
SPD-Generalsekretär), sondern 
auch die der Worte, treibt die 
Sprachzensur auf die Spitze. 


Verantwortlich für die neue 
Sprachregelung ist übrigens 
der Justizsenator Dirk Behrendt 
(Grüne), dessen Herzensanlie- 
gen unter anderem die »Unisex- 
Toiletten« in Berlin sind. 

Wer das Denken der Menschen 


beherrschen will, ändert zuerst 
ihre Sprache! 


„Die Sprache ist 
der Frühling des 


Geistes.u 


Peter Hille (1854-1904) 
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Hinweis: Diese Einzugsermächtigung kann 
nur mit einem gültigen SEPA-Lastschriftman- 
dat ausgeführt werden. 


DAS NEUE UNWORT: »SCHWARZ«! 


UN 11/2020 : Seite 12 


nE 
3 


BEE 
E 
i 
i 


} 
i 
ii 
H 

E 

f 


EE 
i 
| 


g 
i G 
p: ti 
ig E | 
f: it | 


FREE 
{f 
i 


Der wahre Jacob, Nr. 1/1884, S. 63 


Für die Wahrung der Grund- und 
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Der größte Lump im ganzen Land ... 


Bereits im März hatte Baden- 
Württembergs Innenminister 
Thomas Strobl (CDU) dazu auf- 
gerufen, Bürger, die sich nicht an 
die »Anti-Corona-Maßnahmen« 
halten, der Polizei zu melden. 
Baden-Württembergs Minister- 
präsident Winfried Kretschmann 
(Grüne) blies ins gleiche Horn 
und rief zu entsprechenden Mel- 
dungen auf. 


Seitdem feiert das »Denunzi- 
antentum« fröhliche Urständ — 
vorbei die Zeiten, in denen man 
den ungeliebten Nachbarn nur 
wegen Falschparkens melden 
konnte. 

Inzwischen ist die Denunziation 
so weit fortgeschritten, daß Kom- 
munen dazu übergegangen sind 


oder noch übergehen werden, 
entsprechende Formulare bereit- 
zustellen, mit denen Herr Mei- 
er Herrn Schulze anschwärzen 
kann, wenn dieser ohne Maul- 
korb durch die Stadt spaziert. 
Diese Formulare sind zum Teil so 
gestaltet, daß Herr Meier sich als 
Merkel, Spahn oder Steinmeier 
ausgeben könnte. 


»Fehlt nur noch, daß die Ab- 
schnittsbevollmächtigten pro- 
zentual am Bußgeld beteiligt 
werden«, kritisierte Wolfgang 
Kubicki (FDP) auf Facebook. 
Was passiert eigentlich, wenn 
tausende Menschen täglich hun- 
derte Meldungen absetzen wür- 
den? Versuch macht klug! 

— www. fk-un.de/112012 


n, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen. 


Für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
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Uu Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


I Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,55 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Einen Kostenbeitrag in Höhe von 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Jahrgang: Telefon: 


(für Rückfragen) 


Einwilligungserklärung zur Datenspeicherung und -weitergabe 


Die angegebenen personenbezogenen Daten, die allein zum Zwecke der Aus- 
führung der Bestellung notwendig und erforderlich sind, werden auf Grundlage 


gesetzlicher Berechtigungen erhoben. 


Mit meiner Unterschrift bin ich damit einverstanden, daß meine Daten zum 
Zwecke der Ausführung an Dritte (Versanddienstleister, Post- und Paket- 


dienste) weitergegeben werden. 


Meine Einwilligung zur Datenspeicherung und -weitergabe kann ich jeder- 
zeit ohne Angabe von Gründen mit Wirkung für die Zukunft abändern oder 


gänzlich widerrufen. 


Datum: 


Unterschrift: 


DAS LETZTE 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 

Telefax: 0208 - 84 87 057 

E-Post: info@un-nachrichten.de 
Bankverbindung: 

FK UN e.V. 

IBAN: DE75 1001 0010 0636 5391 01 
BIC: PBNKDEFF 


Internet: 
www.un-nachrichten.de 
www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Für unverlangt eingesandte Zuschriften wird 
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Kein gewerbliches Unternehmen. Außer Satz 
und Druck ist alle Mitarbeit ehrenamtlich. 


Keine Werbung oder Anzeigenaufnahme. 


Kein Verkauf, Kostenbeiträge sind freiwillig, 
z.Zt. entstehen Selbstkosten von etwa 

1,50 Euro je Ausgabe einschließlich Porto. 
Diese Zeitschrift wird vor dem Druck von 
Anwälten auf strafrechtliche Unbedenklichkeit 
überprüft. 

Druck: Wegeor GmbH, Alstadener Str. 49a, 46049 Oberhausen 
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